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Bericht der Kommission an den Rat betreffend die mit dem Generalsekretariat 
des Europarates aufgenommenen Unterhandlungen mit dem Ziel, den Entwurf 
dieses Übereinkommens in dem Sinne zu ändern, daß die Europäische Wirtschafts- 
gemeinschaft sich neben den Mitgliedstaaten an diesem Übereinkommen 
beteiligen kann 


1. In ihrer Mitteilung an den Rat vom 26. April 
1974 (SEC (74) 1564 endgültig) hatte die Kommis- 
sion dem Rat vorgeschlagen, „die Mitgliedstaa- 
ten aufzufordern, sich ihre Stellungnahme zu 
dem Übereinkommen vorzubehalten, bis die 
Kommission mit dem Europarat Fühlung aufge- 
nommen hat, um zu erwirken, daß der Uberein- 
kommensentwurf in dem Sinne geändert wird, 
daß die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft sich 
neben den Mitgliedstaaten an diesem Überein- 
kommen beteiligen kann". Die hierzu notwen- 
dig erscheinenden Änderungen waren in einem 
Anhang zu der Mitteilung niedergelegt. 

Bei den Beratungen, die mittlerweile in der Rats- 
gruppe für Umweltfragen aufgenommen wurden, 
haben sich alle Delegationen bereit erklärt, dem 
Vorschlag der Kommission zu folgen, und dem- 
nach dem Ausschuß der Ständigen Vertreter emp- 
fohlen (vergleiche T/491 f/74 (ENV): 

i) die Mitgliedstaaten zu bitten, daß sie ihre ab- 
wartende Haltung in bezug auf den Abschluß 
des Übereinkommens beibehalten, bis die 
Kommission die bereits aufgenommenen 
Unterhandlungen mit dem Generalsekretariat 
des Europarates abgeschlossen hat; 

ii) die Mitgliedstaaten der Gemeinschaften zu 
bitten, daß sie die Kommission bei deren Be- 
mühungen unterstützen, den Entwurf des 
Straßburger Übereinkommens in dem Sinne 
zu ändern, daß neben den Mitgliedstaaten 
auch die Gemeinschaft sich an diesem über-, 
einkommen beteiligen kann. 

Auf der Grundlage dieser Schlußfolgerungen ha- 
ben die Kommissionsdienststellen die Unterhand- 
lungen mit dem Generalsekretariat des Europa- 
rates aufgenommen. 


2. Das Generalsekretariat des Europarates hat ge- 
genüber dem Standpunkt der Gemeinschaft ziem- 
lich weitgehendes Verständnis gezeigt; dies er- 
leichterte das Zustandekommen einer Einigung 
ad referendum über die an dem Übereinkom- 
mensentwurf vorzunehmenden Änderungen. 
Nach verschiedenen Gesprächen hat das General- 
sekretariat des Europarates Änderungsgegenvor- 
schläge unterbreitet, die in der vergleichenden 
Übersicht im Anhang neben den ursprünglichen 
Änderungswünschen der Kommission aufgeführt 
sind (Anhang I). 

3. Der wesentliche Unterschied zwischen den beiden 
Serien von Änderungsvorschlägen besteht darin, 
daß das Generalsekretariat des Europarates einen 
Artikel 23 a einfügen will, der es der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft erlaubt, dem 
Übereinkommen beizutreten, während die Kom- 
mission eine Änderung des Artikels 23 vorge- 
schlagen hatte, wonach das Übereinkommen von 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft unter- 
zeichnet wird. 

Der Vorteil der Unterzeichnung gegenüber dem 
Beitritt könnte, wenn das Übereinkommen - wie 
es bei dem Übereinkommen von Paris zur Ver- 
hinderung der Meeresverschmutzung tellurischen 
Ursprungs der Fall ist - dies vorsähe, darin lie- 
gen, daß die Gemeinschaft auf diese Weise die 
Möglichkeit erhält, von Anfang an zu den Arbei- 
ten des Übereinkommens hinzugezogen zu wer- 
den, was die Bemühungen der Kommission er- 
leichtern würde, die Abstimmung der im Über- 
einkommen vorgesehenen Aktionen mit den in 
der Gemeinschaft in Durchführung befindlichen 
Aktionen sicherzustellen. Dieser Vorteil kommt 
jedoch gegenwärtig nicht zum Tragen. Zudem 
hat das Minister-Komitee des Europarates schon 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 27. Januar 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Eu 4/75: 

Die Unterlagen sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 11. Dezember 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten Kommissionsunterlagen ist vorgesehen . 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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jetzt in seiner Entschließung (74) 12 beschlossen, 
die Kommission zur Mitwirkung in den beiden 
Interims-Arbeitsausschüssen aufzufordern, die 
die Anhänge zu dem Übereinkommen auszuar- 
beiten haben. Diese Beteiligung ist im übrigen 
seit der ersten Sitzung eines der beiden Aus- 
schüsse am 18. und 19. Juni 1974 bereits reali- 
siert. 

Wenn verschiedene Änderungsanträge, insbeson- 
dere zu den Artikeln 7 und 13, vom Generalse- 
kretariat des Europarates wegen des rein inter- 
nen Charakters dieser Bestimmungen nicht be- 
rücksichtigt worden sind, so könnten die (im Ein- 
vernehmen mit dem Generalsekretariat des Euro- 
parates vereinbarten) folgenden Bestimmungen, 
die in einen (neuen) Artikel 23 a eingekleidet 
werden könnten, die durch den Beitritt der Ge- 
meinschaft zum Übereinkommen aufgeworfenen 
Probleme regeln. 

Artikel 23 a 

„1. Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
kann diesem Übereinkommen beitreten, in- 
dem sie beim Generalsekretär des Europa- 
rates eine Beitrittsurkunde hinterlegt; der 
Beitritt wird drei Monate nach Hinterlegung 
der Beitrittsurkunde oder drei Monate nach 
dem in Artikel 23 Absatz A genannten Zeit- 
punkt, wenn die Hinterlegung vor diesem 
Zeitpunkt erfolgt, wirksam. 

2. Im Falle des Beitritts übernimmt die Euro- 
päische Wirtschaftsgemeinschaft die sich aus 
diesem Übereinkommen ergebenden Ver- 
pflichtungen insoweit, als deren Erfüllung 
unter ihre Zuständigkeiten fällt. 

3. Bei Schiedsverfahren im Sinne des Arti- 
kels 22 zwischen einer Vertragspartei, die 
Mitgliedstaat der Gemeinschaft ist, und einer 
Vertragspartei, die nicht Mitgliedstaat der 
Gemeinschaft ist, tritt die Gemeinschaft ganz 
oder teilweise an die Stelle dieses Mitglied- 
staats, sofern die Streitigkeit eine der oben- 
genannten Verpflichtungen betrifft. 

4. Auf den unter ihre Zuständigkeit fallenden 
Gebieten verfügt die Europäische Wirt- 
schaftsgemeinschaft in jeder internationalen 
Kommission, in denen ihre Mitgliedstaaten 
vertreten sind, über die gleiche Zahl von 


Stimmen, wie diese Mitgliedstaaten als Mit- 
glieder dieser Kommissionen besitzen. Die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft übt ihr 
Stimmrecht nicht aus, wenn ihre Mitglied- 
staaten ihr Stimmrecht ausüben; gleiches gilt 
umgekehrt. 

5. Abschließend ist die Kommission der Auf- 
fassung, daß die Änderungsvorschläge des 
Generalsekretariats des Europarates, unter 
Berücksichtigung der von ihr vorgenomme- 
nen Änderungen dergestalt sind, daß das 
gesteckte Ziel, nämlich die Beteiligung der 
Gemeinschaft an dem Übereinkommen, an 
der Seite der Mitgliedstaaten erreicht werden 
kann. 

Demzufolge empfiehlt sie dem Rat, 

— sich mit den vom Generalsekretariat des 
Europarates vorgeschlagenen Änderun- 
gen unter Berücksichtigung der von der 
Kommission vorgenommenen Änderun- 
gen in Artikel 23 a einverstanden zu er- 
klären und 

— die Kommission zu beauftragen, diesen 
Beschluß dem Generalsekretariat des 
Europarates zur Kenntnis zu bringen. 

Anhand der Ergebnisse dieser Unterhand- 
lungen und der Beratungen des Rates vom 
7. November 1974, bei denen die Beteili- 
gung der Gemeinschaft an diesem Überein- 
kommen grundsätzlich gebilligt worden ist, 
schlägt die Kommission dem Rat vor, diese 
Beteiligung formell zu beschließen; sie unter- 
breitet ihm zu diesem Zweck: 

— einen Entwurf eines Entschlusses des 
Rates zum Abschluß des Europäischen 
Übereinkommens zum Schutz internatio- 
naler Wasserläufe vor Verschmutzung 
(Anhang II) und 

— einen Entwurf einer Erklärung über die 
internen Verfahren betreffend die An- 
wendung dieses Übereinkommens (zur 
Aufnahme in das Protokoll des Rates) 
(Anhang III). 

Selbstverständlich kann ein solcher Beschluß 
erst wirksam werden, nachdem die Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft das Übereinkom- 
men unterzeichnet haben. 
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Anhang I 

Vergleichende Übersicht 

Änderungsvorschläge der KOMMISSION Änderungsvorschläge des Generalsekretariats des 

EUROPARATES 

Präambel 

Erste Zeile nach „die Mitgliedstaaten des Europa- 
rates" einfügen: 

„und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft" 

Nach dem zweiten Erwägungsgrund folgenden Text Präambel 

einfügen: „In der Erwägung, daß die Europäische Nach dem zweiten Erwägungsgrund einen neuen 

Gemeinschaft die Durchführung eines Aktionspro- Absatz einfügen . Jn der Erwägungi daß die Euro . 

gramms auf dem gleichen Gebiet in Angriff genom- paisdle Wirtschaftsgemeinschaft die Durchführung 

men hat; eines Aktionsprogramms auf dem gleichen Gebiet 

in Angriff genommen hat ..." 

Fünfter Absatz, beginnend mit „überzeugt", in der Fünften Absatz wie folgt ändern: „überzeugt von 

zweiten Zeile „von Seiten der Staaten" ersetzen der dringenden Notwendigkeit eines allgemeinen 

durch „von Seiten der Vertragsparteien" (Staaten gleichzeitigen Vorgehens seitens der Staaten und 

und internationale Institutionen) internationalen Institutionen und einer Zusammen- 

arbeit zwischen ihnen mit dem Ziel ..." 


Artikel 7 

Hinzufügen: „Soweit es die Mitgliedstaaten der 
EWG und die EWG selbst betrifft, wird dieses 
Expose von letzterer verfaßt." 

Artikel 13 

Hinzufügen: „Was die Mitgliedstaaten der EWG und 
die EWG selbst betrifft, so gilt dieser Artikel nur 
für etwaige Verhandlungen zwischen der EWG und 
den Vertragsparteien, die nicht Mitglied dieser Ge- 
meinschaft sind." 

Artikel 15 

Erster Absatz nach „jede internationale Kommission" 
einfügen: „gemäß Artikel 14". 

Artikel 20 Artikel 20 

In der zweiten Zeile „vertragschließender Staat" er- Im einleitenden Satz und im zweiten Unterabsatz 
setzen durch „Vertragsparteien" das Wort „Vertragsstaat" durch „Vertragspartei 

des Übereinkommens" ersetzen 

Artikel 23 

Absatz 1 - in der zweiten Zeile nach „die Mitglied- 
staaten des Europarats" einfügen: „und der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft" 

Absatz 3 in der ersten Zeile „jeder Staat" ersetzen 
durch: „jede Partei" 
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Vergleichende Übersicht (Fortsetzung) 

Artikel 23 a (neu) *) 

Artikel 23 a (neu) 

1 . (unverändert) 

1. Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft kann 
diesem Übereinkommen beitreten, indem sie 
beim Generalsekretär des Europarates eine Bei- 
trittsurkunde hinterlegt; der Beitritt wird drei 
Monate nach Hinterlegung der Beitrittsurkunde 
oder drei Monate nach dem in Artikel 23 Ab- 
satz 2 genannten Zeitpunkt, wenn die Hinterle- 
gung vor diesem Zeitpunkt erfolgt, wirksam. 

2. Im Falle des Beitritts übernimmt die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft die sich aus diesem 
Übereinkommen ergebenden Verpflichtungen in- 
soweit, als deren Erfüllung unter ihre Zuständig- 
keiten fällt. 

2. Im Falle ihres Beitritts übernimmt die Europä- 
ische Wirtschaftsgemeinschaft die sich aus diesem 
Übereinkommen ergebenden Verpflichtungen in- 
soweit, als ihre Erfüllung in den Rahmen der 
Zuständigkeiten fallt, die ihr nach ihren inter- 
nen Verfahren zugewiesen werden. 

3. Bei Schiedsverfahren im Sinne des Artikels 22 
zwischen einer Vertragspartei, die Mitgliedstaat 
der Gemeinschaft ist, und einer Vertragspartei, 
die nicht Mitgliedstaat der Gemeinschaft ist, tritt 
die Gemeinschaft ganz oder teilweise an die Stelle 
dieses Mitgliedstaats, sofern die Streitigkeit eine 
der obengenannten Verpflichtungen betrifft. 

3. Bei Schiedsverfahren im Sinne des Artikels 22 
zwischen einer Vertragspartei, die Mitgliedstaat 
der Gemeinschaft ist, und einer Vertragspartei, die 
nicht Mitgliedstaat der Gemeinschaft ist, tritt die 
Gemeinschaft an die Stelle dieses Mitgliedstaats, 
sofern die Streitigkeit eine der genannten Ver- 
pflichtungen betrifft. 

4. Auf den unter ihre Zuständigkeit fallenden Ge- 
bieten verfügt die Europäische Wirtschaftsge- 
meinschaft in jeder internationalen Kommission, 
in denen ihre Mitgliedstaaten vertreten sind, 
über die gleiche Zahl von Stimmen, wie diese 
Mitgliedstaaten als Mitglieder dieser Kommission 
besitzen. Die Europäische Wirtschaftsgemein- 
schaft übt ihr Stimmrecht nicht aus, wenn ihre 
Mitgliedstaaten ihr Stimmrecht ausüben; gleiches 
gilt umgekehrt. 


Artikel 25 

Artikel 25 

Absatz 1 in der ersten Zeile nach „jeder Mitglied- 
staat des Europarats 1 ' einfügen; „sowie der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft" 

Der letzte Satzteil von Absatz 2 ist wie folgt zu 
ändern: „. . . wobei zuvor die förmliche Zustimmung 
jeder beitretenden Partei einzuholen ist". 

Artikel 29 

Artikel 29 

Absatz 2, vierte Linie streichen: „der Regierungen" 

In der dritten Zeile von Absatz 2 sind die Worte: 
„die Regierungen" zu streichen 

Artikel 30 


Es muß heißen: „Die Vertragsparteien unterrichten 
sich über das Generalsekretariat des Europarates 
über die Texte der Abkommen ..." 



!) Von der Kommission erstellter Text aufgrund der vom 
Generalsekretariat des Europarates in Spalte 2 ge- 
machten Gegenvorschläge 
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Vergleichende Übersicht (Fortsetzung) 


Artikel 31 

In der zweiten und dritten Linie muß es heißen: 
„Jede Partei, die dieses Übereinkommen unterzeich- 
net hat" ; 

in der letzten Zeile muß es heißen: „jeder der Unter- 
zeichner- und Beitrittsparteien". 


Artikel 31 

Der einleitende Satz ist wie folgt zu ändern: 

f( . . . und jeder Partei, die diesem Übereinkommen 
beigetreten ist". 


Schlußformel 

Am Ende wie folgt zu ändern: 

. . allen Unterzeichnerparteien und allen beitreten- 
den Parteien ..." 
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Anhang II 


Vorschlag eines Beschlusses des Rates über den Abschluß des Europäischen 
Übereinkommens zum Schutz internationaler Wasserläufe vor Verschutzung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments - 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Im Namen der Gemeinschaft wird das diesem Be- 
schluß beigefügte Europäische Übereinkommen zum 
Schutz internationaler Wasserläufe vor Verschmut- 
zung beschlossen. 


Artikel 2 

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die zur 
Hinterlegung der Urkunden über den Beitritt zum 
Übereinkommen ermächtigten Personen zu benen- 
nen und ihnen die notwendigen Befugnisse zu über- 
tragen, um für die Gemeinschaft verbindlich zu han- 
deln. 


Artikel 3 

Die Gemeinschaft wird in den im Übereinkommen 
genannten Organen durch die Kommission vertreten. 

Die Kommission erläutert und vertritt in diesen 
Organen den Standpunkt der Gemeinschaft nach 
Maßgabe der Richtlinien, die der Rat ihr erteilen 
kann. 
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Anhang III 

Entwurf einer Erklärung über die internen Verfahren zur Anwendung des 
Übereinkommens (zur Aufnahme in das Ratsprotokoli) 


1 . Interimsorgane 

Das Ministerkomitee des Europarats hat am 30. April 
1974 auf Delegiertenebene die Entschließung (74) 12 
über die weitere Arbeit an dem künftigen euro- 
päischen Übereinkommen zum Schutz internationaler 
Wasserläufe vor Verschmutzung angenommen. 

Nach dieser Entschließung werden folgende Gremien 
eingesetzt: 

i) ein Sachverständigenausschuß mit dem Auftrag, 
Anträge auf Aufnahme von Abweichungen von 
Anhang I in Anhang IV zu prüfen und dem Mini- 
sterkomitee jeweils die Genehmigung der Auf- 
nahme vorzuschlagen, bis über die Vorlage des 
betreffenden Übereinkommens zur Unterzeich- 
nung durch die Mitgliedstaaten entschieden ist; 

ii) ein Ausschuß technischer Sachverständiger mit 
dem Auftrag, dem Ministerkomitee Änderungen 
und Zusätze vorzuschlagen, die er bei den Ent- 
würfen für die Anhänge I, II und III für notwen- 
dig hält, bis über die Vorlage des betreffenden 
Übereinkommens zur Unterzeichnung durch die 
Mitgliedstaaten entschieden ist. 

Das Ministerkomitee hat bei der Annahme der Ent- 
schließung (74) 12 seine Zustimmung dazu gegeben, 
daß die Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten eingeladen wird, sich an der Arbeit der beiden 
durch diese Entschließung eingesetzten Ausschüsse 
zu beteiligen. 

Die Kommission hat diese Einladung bereits ange- 
nommen und nimmt bisher als Beobachterin an der 
Arbeit der beiden Ausschüsse teil. 

2. Ad hoc-Organe 

Soweit das Übereinkommen die Einsetzung von 
ad hoc-Organen mit ähnlichem Auftrag wie die bei- 


den vorstehend genannten Interimsausschüsse vor- 
sieht, wird die Kommission sich als Mitglied an die- 
sen Gruppen beteiligen. 

3. Internationale Kommissionen 

Uber die Beteiligung der Gemeinschaft an den im 
Übereinkommen vorgesehenen internationalen Kom- 
missionen sowie über die Stellung der .Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften in diesen interna- 
tionalen Kommissionen ist von Fall zu Fall vom 
Rat zu entscheiden. Der Rat beschließt bei dieser Ge- 
legenheit über die einzuschlagenden Konzertierungs- 
verfahren. 

4. Konzertierung 

Haben die durch das Übereinkommen eingesetzten 
ad hoc-Ausschüsse einen Beschluß durch Abstim- 
mung zu fassen, so einigen sich die Mitgliedstaaten 
und die Gemeinschaft rechtzeitig über ihre jeweili- 
gen Kompetenzen und über die Standpunkte in den 
Sachfragen. 

— Ist im Rahmen der Arbeit der durch das Über- 
einkommen geschaffenen ad hoc-Ausschüsse eine 
vorgesehene Konzertation sofort 1 ) erforderlich, 
so entscheiden die Vertreter der Mitgliedstaaten 
und der Kommission von Fall zu Fall an Ort und 
Stelle bezüglich der in die Zuständigkeit der Ge- 
meinschaft fallenden Fragen, wobei sie etwaige 
einschlägige Weisungen des Rates berücksich- 
tigen. 

— Bei Meinungsverschiedenheiten finden die übli- 
chen Verfahren der Gemeinschaft Anwendung. 


ü Insbesondere bei Zweifeln über die Qualifikation eines 
Beschlusses oder in Fällen, in denen ein Beschluß zu 
einem nicht zu trennenden Bündel gemeinschaftlicher 
und nationaler Maßnahmen führt. 
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